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Moderatorin 

Herzlich willkommen beim Podcast des IfM Bonn. Mein Name ist Jutta Gröschl 
und ich freue mich sehr, dass Sie sich für die aktuelle Forschung des Instituts 
für Mittelstandsforschung interessieren. 

Unzufriedenheit mit den Standortbedingungen, rezessive Entwicklung im verar-
beitenden Gewerbe, Ankündigung von US-Zöllen, die deutsche Wirtschaft be-
findet sich aktuell in einer schwierigen wirtschaftlichen Lage. Vor diesem Hinter-
grund möchten wir heute beleuchten, wie aus Sicht der Forschung und der Pra-
xis die neue Bundesregierung die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen för-
dern kann. Hierfür haben wir wieder renommierte Vertreterinnen und Vertreter 
aus der Wissenschaft, Wirtschaft und Politik eingeladen. 

Herr Dr. Panke, Sie untersuchen aktuell am Institut für Mittelstandsforschung, 
wie sich die aktuellen Herausforderungen auf die mittelständischen Unterneh-
men auswirken. Was zählen Sie denn dazu und warum sind aus Ihrer Sicht ord-
nungspolitische Rahmenbedingungen für eine zukunftsorientierte Mittelstands-
politik wichtig? 

Dr. André Pahnke 

Das ist besonders wichtig, weil Deutschland, wie Sie das schon angedeutet ha-
ben, aktuell vor sehr großen Herausforderungen steht. Oft wird in manchen Tex-
ten oder Studien dazu von den vier großen Ds gesprochen. Das ist der demo-
grafische Wandel, jetzt vielleicht auch nochmal ganz aktuell das sogenannte 
Derisking, also die Reorganisation oder Anpassung globaler Wertschöpfungs- 
und Lieferketten an sich ändernde Rahmenbedingungen weltweit. Also als 
Stichwort die Zollpolitik der USA. Dann die Digitalisierung oder Dekarbonisie-
rung. Und wenn es um Ziele geht, haben wir gerade beim letzten Punkt, um da 
zu bleiben, dass in Deutschland hier das Klimaschutzgesetz, das vorsieht, dass 
bis 2045 schrittweise eine Dekarbonisierung in Deutschland erreicht wird, eine 
Nettotreibhausneutralität. Wichtiger ist vielleicht noch ein Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts, basiert auf Klagen, die sich dazu gegeben haben, dass 
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eben auch dann die Auffassung vertritt, dass sich die Verpflichtung des Staates 
zum Klimaschutz und sein Handeln eben auch das Handeln des Gesetzgebers 
zur Herstellung der Klimaneutralität aus dem Grundgesetz ergibt. Und der neue 
Artikel 143a des Grundgesetzes, der kürzlich verabschiedet worden ist, ist halt 
eher kein Anspruch auf dieses Klimaschutz, sondern eher der Weg, um die noch 
zusätzlichen Investitionen aus dem Sondervermögen zu nutzen. 

Moderatorin 

Wir wollen dies nun mal konkret machen, Herr Dr. Panke. Was kennzeichnet 
ordnungspolitische Rahmenbedingungen? 

Dr. André Pahnke 

Es ist so, dass in Deutschland die Wirtschaftsordnung nicht irgendwie einfach 
festgesetzt ist, sondern wird im Prinzip in der Gesellschaft gelebt und durch 
staatliche und gesellschaftliche Prozesse entwickelt wird. Im Prinzip ganz grob 
genommen bilden sozusagen alle gesetzlichen Regelungen den ordnungspoli-
tischen Rahmen des Wirtschaftsgeschehen, indem sie die rechtlichen Rahmen-
bedingungen für den ganzen Wirtschaftsprozess bieten. Dabei hat sich in 
Deutschland das Leitbild der sozialen Marktwirtschaft etabliert, so dass ein wich-
tiger Aspekt eine marktwirtschaftliche Wirtschaftsordnung ist, wobei dann eben 
das Preis oder ein funktionierendes Preissystem ganz zentral ist – eben sozu-
sagen Anreize so zu setzen, dass eben die einzelnen Wirtschaftsakteure sich 
so verhalten, wie man das dann eben möchte. Bei der Mittelstandspolitik ist es 
so, dass aus unserer Sicht dann eben erstmal ein Grundverständnis von Mittel-
stand als die Gesamtheit der von ihren Eigentümern und Eigentümer geführten 
Unternehmen vorherrscht, der/die in Verantwortung für das eigene Unterneh-
men handelt und haftet. Und daher sollte die Mittelstandspolitik eben an diesen 
Besonderheiten des Mittelstands ansetzen. Es ist allerdings damit nicht per se 
eine größenorientierte KMU-Politik, auch wenn der Großteil der mittelständi-
schen Unternehmer zu den kleinen Mittelunternehmen gehören. Und sie sollte 
eben auch als Querschnittspolitik verstanden werden, indem der Mittelstand in 
allen Ressourcen mitgedacht wird. 

Moderatorin 

In welchen Spannungsfeldern bewegt sich dabei die Mittelstandspolitik, Frau 
Professorin Welter? Sie beschäftigen sich ja bereits seit vielen Jahren am IfM 
Bonn und an der Universität Siegen mit diesem Thema. 
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Prof. Dr. Dr. h.c. Friederike Welter 

Ich habe den Zeitrahmen. Also ich habe das Spannungsfeld zwischen kurz- und 
langfristig, beziehungsweise sogar mittelfristig noch mit da drin. Wobei man bei 
langfristig davon ausgehen sollte, wenn wir Rahmenbedingungen sagen, dass 
die langfristig orientiert sind. Wir wissen aber heute, dass die Rahmenbedingun-
gen – ich sage jetzt nur Zollpolitik – eben auch sehr schnell über den Haufen 
geworfen werden. Das heißt, wir haben hier noch eine zusätzliche Ebene drin, 
dass eigentlich unser kurz- und langfristige Rahmen so gar nicht mehr funktio-
niert. Man müsste trotzdem mal versuchen, im gemeinsamen Dialog zu eruie-
ren, wo sind Rahmenbedingungen, die man eigentlich grundsätzlich mal neu 
setzen müsste. Und dann sind die ein Stück weit da. Und wo sind Rahmenbe-
dingungen, wo man genau weiß, wo man immer wieder nachjustieren muss. 
Und wo sind die kurzfristigen Dinge, auf die man reagieren muss. Das ist der 
Zeitrahmen erstens. Das andere, was ich habe, sind Themen, beziehungsweise 
Ziele in Zielrichtungen. Es ist ein Austarieren in der Mittelstandspolitik, was man 
erreichen möchte. Man muss sich darüber bewusst sein, dass jedes Ziel, was 
man erreichen möchte, mit Zielkonflikten einhergeht. Und Ziele, die man nicht 
verfolgen kann, wo man unter Umständen auch ganz bewusst sagt, dieses Ziel 
kann ich nicht verfolgen bzw. mit einem anderen Ressort dann in den Kontakt 
und die Diskussion tritt und sagt, okay, guck, wenn ich das mache, wir erhöhen 
jetzt den CO2-Preis in die Höhen, dann muss ein sozialer Ausgleich stattfinden. 
Sonst betrifft das nicht nur die mittelständischen Unternehmen, sondern natür-
lich die Gesellschaft an sich. Drittes Spannungsfeld sind Ebenen. Das ist die 
Ebene zwischen, welche Wirtschaftsordnung habe ich und wo kommt die Pro-
grammsteuerung rein. Also, das ist für mich im Moment aber noch im Werden, 
diese Ebenen-Geschichte. Es ist ein bisschen anders als kurz-, mittel-, langfris-
tig. Es ist einfach die Ebene, auf der etwas passiert. Und was in den letzten 
Jahren zu beobachten ist, ist, dass diese Ebene sich sehr stark in die Ressorts 
reinverlagert hat. Wir machen ganz konkret etwas, was natürlich auch gut ist, 
weil es sichtbar ist, was zum anderen aber auch von der Wirtschaft in vielerlei 
Hinsicht kritisiert wird, weil man das Gefühl hat als Unternehmer, Unternehme-
rin, da bekomme ich eigentlich gesagt, was ich zu tun habe und ich verliere ein 
Stück weit die unternehmerische Freiheit. Also dieses, wir überschätzen die 
Steuerbarkeit von dem, was wir eigentlich lenken wollen. 

Und da ist im Moment dieses Spannungsfeld zwischen Lenken und Sein lassen. 
Wo weiß ich, dass das die Unternehmensebene am besten regeln kann? Und 
wo habe ich das Gefühl, ich muss aufgrund einer Krise noch sehr stark 
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eingreifen? Und vielleicht muss man da viel stärker mal noch drauf sich verlas-
sen, dass eigentlich auch ohne die Wirtschaftspolitik die Unternehmen vieles 
geregelt bekommen. Also, den Fokus ein bisschen so auf diese Mittelfrist verla-
gern. Und das Letzte sind Ergebnisse und Wirkungen. Und das finde ich einen 
sehr, sehr wichtigen Hinweis. Und deswegen macht es zum Beispiel auch Sinn, 
sich im Nachgang mal anzuschauen, wo lag der Fokus drauf? Was ist da ei-
gentlich passiert? Weil nur so können wir lernen, welche unbeabsichtigten Wir-
kungen bestimmte wirtschaftspolitische Eingriffe haben können. Und diese 
Kurz-, Mittel-, Langfrist-Betrachtung von den Wirkungen, die ich ja automatisch 
für mich angelegt habe, würde ich so ein Stückchen weit sehen als so ein lei-
dendes Element einer Mittelstandspolitik. Also, dass man das wie eine Leit-
planke immer auch hinten im Hinterkopf hat. Wir wollen Gutes und unter Um-
ständen kommt etwas raus, was so gar nicht beabsichtigt war. 

Moderatorin 

Welche Rolle spielt der Lobbyismus, Frau Dr. Stephan? Kleine und mittlere Un-
ternehmen haben da weniger Chancen, oder? Sie untersuchen diese Frage ja 
gerade in einem Forschungsprojekt an der Universität Siegen. 

Dr. Meike Stephan 

Wenn man kleine und mittlere Unternehmen mit den großen Unternehmen ver-
gleicht, dann stellt sich da die Frage, haben Sie gemeinsame Interessen, haben 
Sie eine Interessenkonvergenz oder haben Sie eher eine Interessendivergenz? 
Falls es unterschiedliche Interessen gibt zwischen den Bedarfen oder auch Be-
darfe von kleinen und mittleren Unternehmen und großen Unternehmen, so 
lässt sich durchaus annehmen, dass kleine und mittlere Unternehmen hier im 
Anbringen der Bedarfe einen Nachteil haben. Denn sie leiden unter der Liability 
of Smallness. Das sind alle Nachteile, die sich aus der geringeren Unterneh-
mensgröße ergeben. Das heißt, sie haben, und das denke ich, ist für uns alle 
klar, deutlich weniger Ressourcen als große Unternehmen das haben. Das heißt 
also, sprechen wir von einer Interessendivergenz zwischen kleinen und mittle-
ren Unternehmen und großen Unternehmen. So haben oder können kleine und 
mittlere Unternehmen durchaus Nachteile haben. Gibt es eine Interessenkon-
vergenz? Das heißt, sind die Interessen von großen Unternehmen als auch klei-
nen und mittleren Unternehmen gleichgerichtet? So kann man auch durchaus 
sagen, dass die kleinen und mittleren Unternehmen hier von dem stärkeren Lob-
byismus der größeren Unternehmen profitieren. Denn sie sind sozusagen Tritt-
brettfahrer. Die großen Unternehmen machen den Weg frei oder lobbyieren den 
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Weg frei für die kleinen und mittleren Unternehmen. Und die kleinen und mittle-
ren Unternehmen profitieren davon. 

Moderatorin 

Ist das dann der Grund, weswegen kleinere Unternehmen bei der Gesetzge-
bung weniger Beachtung finden? 

Dr. Meike Stephan 

Große Konzerne lobbyieren oftmals sowohl sehr strategisch als auch in sehr 
breiten Bereichen der Politik. Das sieht man in der Forschung zumindest nicht, 
dass KMU ebenfalls so lobbyieren, sondern sie lobbyieren oft auch erst dann, 
wenn das Kind schon in den Brunnen gefallen ist. 

Wenn sie reagieren, dann lässt sich hier auch ein starker Fokus auf dem soge-
nannten Grassroot-Lobbying feststellen. Das heißt also, sie wählen hier einen 
Bottom-up-Approach. Sie versuchen, über die Mobilisierung der Gesellschaft, 
über die Meinung und Mehrheit der Gesellschaft, Einfluss zu nehmen. Betrach-
ten wir nur mal das Beispiel, der Taxi-Unternehmer als Uber aufgekommen ist. 
Das heißt, sie lobbyieren dann durch Streiks, Demonstrationen und Protest. 
Was wir auch sehen – und das finde ich auch einen sehr spannenden und zent-
ralen Punkt. Es ist für kleine und mittlere Unternehmen kostengünstiger, auf 
Compliance, auf Regeleinhaltung zu setzen, als Lobbyismus zu betreiben. Das 
heißt, sie befolgen lieber die Regeln als gegen diese Regeln zu lobbyieren. 

Moderatorin 

Lassen Sie uns doch mal in der Praxis nachfragen. Was braucht der Mittelstand, 
Herr Professor Hennecke? Was braucht das Handwerk? Sie als Hauptge-
schäftsführer des Nordrhein-Westfälischen Verbands des Handwerks haben 
hier ausreichend Einblicke. 

Prof. Dr. Hans Jörg Hennecke 

Der Mittelstand ist in besonderem Maße auf eine Politik angewiesen, die auch 
die langfristigen, ungeplanten Wirkungen ihrer Entscheidungen reflektiert und 
auch im Grunde mit einer gewissen Skepsis oder einem Skeptizismus an die 
Dinge herangeht. Also, sie weiß, dass sie nicht alle Folgen ihrer Entscheidungen 
vorhersehen kann und gerade deswegen eher auf allgemeine und abstrakte Re-
geln der Ordnungspolitik setzen muss, aber eben nicht bestimmte Ergebnisse 
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von Innovation oder von Konjunktur hervorsagen kann. Deswegen ist auch zum 
Beispiel Geldwertstabilität eine ganz, ganz entscheidende Grundlage für Mittel-
standspolitik, weil erst daraus Vertrauen für Vermögensbildung erwächst. Ge-
nauso das Thema Tragfähigkeit der Staatsfinanzen und der sozialen Siche-
rungssysteme. Wenn ich als Staat nicht in der Lage bin, diese beiden zentralen 
Punkte in Griff zu halten, ist das für den Mittelstand im Ergebnis ungeheuer be-
lastend und wird auch soziologisch den Mittelstand sehr schwer gefährden. 

Und dann ist eben auch wichtig, dass der Mittelstand im Grunde nicht nur selber 
ordnungsbedürftig ist, in dem Sinne, dass er gute Rahmenbedingungen braucht, 
sondern dass das Vorhandensein eines Mittelstandes, der innovativ agil sein 
kann, auch für die gesamte Wirtschaft und Gesellschaft ein ganz, ganz entschei-
dendes Moment ist, ein ganz, ganz entscheidendes Merkmal ist, um auf wirt-
schaftliche Herausforderungen auch flexibel zu reagieren. 

Und noch ein Gedanke, der sozusagen auch in Richtung Mittelstandspolitik geht 
und der vielleicht viele Themen, wo es um Preiseingriffe und Subventionen geht. 
Es ist für den Mittelstand auf Dauer immer sehr, sehr schädlich, wenn Wirt-
schaftspolitik nur versucht, Symptome zu überlagern und zu überdecken, die 
am Rande von Krisen auftreten. Es ist immer wichtig, dass auch der Blick auf 
die eigentlichen Ursachen genommen wird. Auch hier könnte man an das 
Thema Energiepolitik denken. Wir haben ja lange Diskussionen hinter uns –und 
vielleicht auch vor uns – zum Thema Dämpfung der Energiepreise. Natürlich 
kann man versuchen, über Preisgrenzen oder über Subventionen zu deckeln. 
Aber der eigentliche Weg zu niedrigeren Energiepreisen ist natürlich die Stabi-
lisierung des Ausbaus des Angebotes. Das heißt, an den Ursachen zu arbeiten, 
ist für den Mittelstand in der Summe immer wichtiger. Und dann vielleicht der 
letzte Gedanke, der auch wieder sehr stark auf das Innovationsthema einzahlt. 
Wir sollten den Grundsatz "entlasten statt fördern" stärker entwickeln und an-
wenden. 

Moderatorin 

Die Top-Herausforderung für die Unternehmen ist seit Jahren die zunehmende 
bürokratische Belastung. Wie könnte diese aus Sicht der Industrie- und Han-
delskammer abgebaut werden? Und inwiefern kann künstliche Intelligenz dabei 
helfen, Herr Dr. Mainz? Als Geschäftsführer der IHK NRW haben Sie ja auch 
gute Einblicke in den Arbeitsalltag Ihrer Mitgliedsunternehmen.  
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Dr. Matthias Mainz 

Bürokratie ist immer da schlecht, wenn sie mich mehr belastet als sie mir hilft. 
Auch das ist ja klar, Bürokratie ist auch helfend oder unterstützend und wir brau-
chen sie. Aber es ist ja immer eine Frage der Belastung und des Nutzens, der 
Kosten und des Nutzens. So, wenn ich jetzt überlege, wo können wir da anset-
zen, dann haben wir drei Vorschläge, die man ganz einfach einsetzen kann. Da 
braucht man auch kein Hexenwerk, sondern man könnte sie jetzt schon einfach 
nutzen. Den ersten Vorschlag haben meine Stuttgarter Kollegen gemacht. Sie 
haben einfach mal das gesamte Landesrecht in eine generative KI, also in einen 
geschlossenen Raum gekippt, und haben diese nach Schriftformerfordernissen 
oder nach Berichtspflichten auswerten lassen. 

Ich habe das mal mit Emissionen gemacht und einfach ChatGPT gefragt: "Wo 
muss ich denn überall meine CO2-Emissionen eingeben." Dann fragt man Chat-
GPT nach den neuen Quellen: "Gibt es noch weitere", dann findet es noch zwei, 
drei weitere. Dann frage ich die, in welchem Stichtag muss ich die dann einge-
ben und in welcher Qualität habe ich die denn. Das ist letztlich ein ganz einfa-
cher Ansatz, um dann auch eine Möglichkeit zu haben, bei gleicher Datenquali-
tät, bei gleichem Dateninhalt. Das Once-Only-Prinzip, das ist ja letztlich durch-
zusetzen, wäre eine gute Möglichkeit. Aber auch hier wieder, man müsste dar-
aus lernen und dann hätte man kurz- und mittellangfristige Wirkung und das 
auch ganz ohne Veränderung des Rechtsrahmens. So ist meine Erfahrung. 
Wenn ich in der Diskussion mit den unterschiedlichen Ressourcen bin, da stößt 
man letztlich immer ans Fachrecht und das sagt, die brauche ich, aber das ist 
mein Fachrecht, das muss ich durchsetzen. Dritter und letzter Vorschlag: Aufbau 
von intelligenten Chatbots, von mehrsprachigen Chatbots beispielsweise auch. 
Das ist ein Beispiel aus einem ganz anderen Bereich. Wenn wir uns im Grün-
dungsbereich unterhalten, dann sagt man uns immer, warum könnt ihr die Grün-
dungsberatung nicht in Fremdsprachen anbieten? Warum kann denn der Grün-
dungsberater nicht auch so welche Sprache? Dafür braucht man eigentlich kein 
Hexenwerk mehr. Das kann Chatbots heute auch und das kann er auch über-
setzen. 

Moderatorin: 

Herr Dr. Zimmermann, Sie haben sich bei der KfW mit der Innovationsstätigkeit 
des Mittelstands auseinandergesetzt. Zu welchem Forschungsergebnis sind Sie 
gekommen? 
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Dr. Volker Zimmermann 

Zum einen, dass wir eine rückläufige Innovatorenquote beobachten, und zwar 
bei stabilen Innovationsausgaben. Wir sehen, dass die Innovationsaktivitäten 
sich zunehmend auf eine kleinere Gruppe von Vorreitern-Unternehmen kon-
zentrieren. Und dann als dritter Punkt: Was wir untersucht haben, zeigt eben, 
dass Finanzierung, Fachkräfte und auch die strategische Orientierung zentrale 
Herausforderungen für die Innovationstätigkeit im Mittelstand sind. 

Moderatorin 

Vielen Dank für die interessanten Beiträge. Vielen Dank für Ihr Kommen. Liebe 
Zuhörerinnen, liebe Zuhörer, wenn Sie konkrete Studien zur aktuellen Situation 
des Mittelstands suchen, dann werden Sie auf der Internetseite des IfM Bonn 
fündig. Sie finden hier nicht nur Studien, sondern auch statistische Daten. Es 
gibt Themendossiers, wie beispielsweise zur Mittelstandspolitik, zu den Heraus-
forderungen im Hinblick auf den Klimawandel oder Bürokratie. All das können 
Sie kostenfrei auf der Internetseite des IFM Bonn unter www.ifm-bonn.org her-
unterladen. Ich wiederhole nochmal die Internetseite: www.ifm-bonn.org. Vielen 
Dank für Ihr Interesse an der Forschung des Instituts für Mittelstandsforschung 
– und bis bald. 


